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KONTEXT 
 
Im Jahre 2019 haben die europäischen Sozialpartner industriAll European Trade Union und der 
Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst EGÖD als Vertreter der 
Arbeitnehmer/-innen und Eurogas als Vertreter der Arbeitgeber nach mehreren Jahren Stillstand die 
Entscheidung getroffen, den sozialen Dialog auf europäischer Ebene wieder in Gang zu setzen. Damals 
war man sich bereits darin einig, dass der soziale Dialog eine Plattform bieten könnte, auf der die 
Vorstellungen der Arbeitnehmer/-innen hinsichtlich des Stellenwertes von Erdgas bei der Umstellung 
der Energiewirtschaft diskutiert und auf diese Weise Veränderungen der Beschäftigungsstrukturen 
antizipiert werden könnten. Als konkrete Maßnahme wurde 2021 ein gemeinsames Projekt auf den 
Weg gebracht. Es handelte sich um eine Studie, die die Auswirkungen dieses Übergangs auf 
Beschäftigungsstrukturen, zukünftigen Kompetenzbedarf und die Kapazität dieses Wirtschaftszweigs 
beurteilen sollte, diesen Anforderungen zu entsprechen.  
 
Während des Gedankenaustausches im Rahmen dieser Studie stellte sich schnell heraus, dass wir im 
Gassektor für den gerechten Übergang einen wegweisenden Pfad mit einem konkreten Instrument 
brauchen, um diesen Wandel auf nationaler Ebene und auf Ebene der Unternehmen durchzuführen. 
Dies ist mit einer Vereinbarung im Rahmen des sozialen Dialogs gegeben, abgeschlossen auf EU-Ebene 
und potenziell umgesetzt durch eine Richtlinie des Rates.  
 
Im September 2022 haben während des Plenarsitzung des Ausschusses für den sektoralen sozialen 
Dialog im der Gaswirtschaft die Mitglieder beider Seiten einvernehmlich beschlossen, im Rahmen 
ihres Arbeitsprogramms 2023 und 2024 eine rechtsverbindliche Vereinbarung über die Antizipation 
des Wandels und des gerechten Übergangs zu verhandeln (Schwerpunkte dieser Vereinbarung sind 
berufliche Weiterbildung, Kollektivverhandlungen, Kollektivverträge, Anhörung und Unterrichtung 
der Arbeitnehmer/-innen, Bestandsaufnahmen und  Aktionspläne auf Unternehmensebene mit den 
Sozialpartnern). 
 
Darüber hinaus wurde als Ergebnis des gemeinsamen Projekts ein Bericht veröffentlicht und auf der 
Abschlusskonferenz im Januar 2023 präsentiert. In diesem Bericht hat ein unabhängiges Consulting-
Unternehmen die Empfehlung ausgesprochen, dass die „verfügbaren Instrumente des Sozialdialogs 
auf Ebene der EU bewertet und, wenn zweckmäßig, zum Einsatz kommen sollten, um den gerechten 
Übergang in diesem Sektor zu sichern.“ 
 
IndustriAll Europa und das EGÖD-Sekretariat befürworten den Beginn von Verhandlungen mit Eurogas 
über eine solche Vereinbarung der Partner im europäischen sektoralen sozialen Dialog. Ziel ist die 
Verhandlung eines Rahmenabkommens, das zu Annahme in Form einer rechtsverbindlichen 
Vereinbarung vorgelegt und als Richtlinie umgesetzt wird. Nachstehend beschreiben wir die 
wichtigsten Ideen, Orientierungen und roten Linien einer solchen Vereinbarung, die als Basis für das 
Mandat der Exekutivausschüsse beider Organisationen dienen soll. Die konkreten Einzelheiten der 
Vereinbarung werden in den noch einzusetzenden Verhandlungsteams erörtert.  
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ENTWURF EINES VERHANDLUNGSMANDATS VON INDUSTRIALL EUROPE UND EGÖD  
 
A. Ausgangssituation: 

• Es gibt laufende Initiativen zur Dekarbonisierung des Gassektors, wobei der neue 

Gesetzesvorschlag zu Wasserstoff und Dekarbonisierung sowie weitere Gesetzgebungspakete 

wie „Fit for 55“ und der REPowerEU-Plan Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte haben werden. 

• Die Dekarbonisierung von Unternehmen birgt sowohl Chancen als auch Risiken: 

Hunderttausende von neuen Arbeitsplätzen werden entstehen, andere werden sich 

verändern oder ersetzt. 

• Wir stehen vor der wichtigen Aufgabe, einen sozial gerechten Übergang für die 

Arbeitnehmer/-innen in der Gaswirtschaft sicherzustellen. 

• Die Gaswirtschaft beschäftigt hoch qualifizierte Arbeitskräfte, die beim Übergang in eine 

emissionsfreie Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen werden. Diese Qualifikationen 

sind sowohl in der Gaswirtschaft als auch in anderen Sektoren der Energiewirtschaft von 

höchstem Wert. 

• Alle Arbeitnehmer/-innen müssen das Rüstzeug erhalten, um diese Umstellung zu bewältigen. 

Hilfreich dabei sind Instrumente des Beschäftigtentransfers oder andere geeignete 

Schutzmaßnahmen, die dafür sorgen, dass niemand auf der Strecke bleibt. 

• Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um etwas gegen die fehlende Präsenz von Frauen im 

Gassektor mit Hilfe eines intersektionellen Handlungsansatzes zu unternehmen. 

• Die Arbeitnehmermitbestimmung ist eine wichtige Voraussetzung, um die Attraktivität dieses 

Wirtschaftszweigs zu erhöhen und um einen gerechten Übergang sicherzustellen. Unsere 

Vereinbarung sollte dies erkennen lassen. 

 
B. Zweck:  

o Die Unternehmen müssen Veränderungen antizipieren und und zweckmäßige 

Lösungen und Fortbildungen anbieten, damit Beschäftigtentransfers oder andere 

geeignete Schutzmaßnahmen greifen und dafür sorgen, dass niemand zurückgelassen 

wird. 

o Alle Beschäftigten müssen die Qualifikationen und die beruflich Begleitung erhalten, 

damit sie diese Veränderungen mit den richtigen Qualifikationen bewältigen können 

und der Wandel in der Gaswirtschaft schneller vonstatten gehen kann.  

o Alle Unternehmen müssen die Diversität am Arbeitsplatz verbessern, damit alle 

Beschäftigten die Transformation dieses Sektors mittragen können. 

 

C. Ziel der Verhandlungen muss es sein, eine Rahmenvereinbarung zu schließen, die 
gemeinsame Mindestanforderungen für einen gerechten Übergang in der Gaswirtschaft 
festlegt, und zwar durch:  

i. Antizipation von Veränderungen 
ii. Recht auf Fortbildung 

iii. Sicherstellen der Beschäftigungsfähigkeit der Belegschaften 
iv. Garantien für Beschäftigtentransfers  
v. Aufrechterhaltung der Beschäftigungsqualität der Arbeitnehmer/-innen bei 

einem Arbeitsplatzwechsel  
vi. Beibehaltung und Verbesserung kollektiver Garantien  

vii. Förderung von mehr Diversität am Arbeitsplatz.  
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D. Das Ziel der Gewerkschaften ist eine Vereinbarung, die durch ein Richtlinie zu absolutem 

Recht wird (erga omnes) und damit für alle Beschäftigten in der Gaswirtschaft gilt. Eine 

Rahmenvereinbarung, die in Form einer rechtsverbindlichen Vereinbarung zur Annahme 

vorgelegt und durch eine Richtlinie umgesetzt wird, könnte für alle bestehenden und noch zu 

gründenden nationalen und multinationalen Unternehmen in Europa und ihre Beschäftigten 

gelten (Gaserzeugung, Gasverteilung und -handel durch Rohrleitungen). Eine autonome 

Vereinbarung der Sozialpartner würde nur Mitglieder von Eurogas betreffen, die größtenteils 

im Gasverteilungssektor beschäftigt sind. Die Verhandlung einer Rahmenvereinbarung, die als 

rechtsverbindliche Vereinbarung in Form einer Richtlinie umgesetzt wird, ist deshalb das 

erklärte Ziel der Gewerkschaften. 

 

E. Die Vereinbarung berücksichtigt die von der IAO im Jahre 2015 veröffentlichtem Leitlinien für 

einen gerechten Übergang mit folgenden Parametern: 

• sozial (Arbeitsbedingungen und kollektive Garantien) 

• ökologisch 

• ökonomisch 

 
F. Die Vereinbarung will unterschiedliche Bereiche thematisieren, darunter: 

1) Rahmen für die Antizipation und das Management des Wandels auf Unternehmensebene 
unter Beteiligung der Arbeitnehmervertreter/-innen. Inhalt: 

• Langfristige strategische Planung, Anpassungs- und Beschäftigungsfähigkeit aus 
quantitativer und qualitativer Sicht.  

• Antizipation der zukünftigen Beschäftigungs- und Qualifikationserfordernisse im 
Kontext des ökologischen und digitalen Wandels. 

• Inhaltsstarke Bestimmungen, die die Anhörung und Unterrichtung der 
Gewerkschaften zu Dekarbonisierungsplänen ihres Unternehmens sicherstellen und 
die Hand in Hand mit einer strategischen Planung der geforderten Veränderungen der 
Arbeitsplätze und Kompetenzen gehen. Diese Bestimmungen sollten auf bestehenden 
Strukturen der Arbeitnehmerpartizipation aufbauen und diese verstärken, z. B. Shop 
Stewards oder europäische Betriebsräte, sofern sie existieren.  

• Bereitstellung von Mitteln und Informationen, damit Unternehmen und ihre 
Belegschaften die zukünftigen Beschäftigungserfordernisse auf Unternehmensebene 
verstehen.  

2) Beschäftigtentransfers 

• Es sollte das gemeinsame Ziel der Unternehmen und der Gewerkschaften sein, 
Qualitätsarbeitsplätze für die Beschäftigten zu garantieren, die infolge des Übergangs 
eine andere Tätigkeit ausüben werden. Zu diesem Zweck geht es uns darum, von den 
Arbeitgebern die folgenden konkreten Zusagen zu erhalten: 

a. Sicherstellen beruflicher Aufstiegsmöglichkeiten für die Beschäftigten. In der 
Vereinbarung wollen wir von der Arbeitgebern die Verpflichtung auf eine 
garantierte Anzahl beruflicher Förder- und Entwicklungsgespräche auf 
Unternehmensebene erhalten. Der nächste Schritt sollte dann ein geeignetes 
berufliches Weiterbildungsangebot sein. 

b. Definition von Zielen für berufliche Fortbildung und lebensbegleitendes 
Lernen unter Berücksichtigung von Diversität, Mobilität und 
generationsübergreifender Solidarität. 

3) Fortbildung als wichtigste Voraussetzung für Beschäftigungsfähigkeit 
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• Der wichtigste Teil der Vereinbarung behandelt das Recht auf berufliche Fortbildung. 
Zu diesem Zweck wollen wir einen Mindeststandard für Möglichkeiten der beruflichen 
Weiterbildung etablieren, nach dem sich Unternehmen in Europa richten müssen. Ziel 
ist die Festlegung einer Mindestanzahl von Tagen für die berufliche Weiterbildung. 
Die genauen Einzelheiten und praktischen Modalitäten werden während der 
Verhandlungen festgelegt. 

• Das Fortbildungsangebot muss qualitativ hochwertig sein, und der Zugang zu dieser 
Maßnahme muss für jede/-n einzelne/-n Arbeitnehmer/-in garantiert sein. Die 
Fortbildung muss validiert und anerkannt sein und zu zertifizierten Qualifikationen 
führen. Diese Qualifikationen müssen mit weiteren Karrieremöglichkeiten 
entsprechend den bereits erwähnten etablierten beruflichen Laufbahnen verbunden 
sein. Die genauen Modalitäten können evtl. am besten von den nationalen 
Sozialpartnern entschieden werden, aber die europäischen Sozialpartner können 
einen Rahmen aushandeln. Dieser sollte außerdem in regelmäßigen Abständen von 
den Sozialpartnern sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene überprüft 
werden.  

• Die Fortbildungsetats, die für den Wandel und den Erhalt bestehender Kompetenzen 
vorgesehen sind, sollten diese Prioritäten erkennen lassen.   

• Die Kosten für die berufliche Fortbildung sind vollständig vom Unternehmen zu 
tragen. 

• Die für die Vorbereitung und die Nacharbeitung der beruflichen Fortbildung 
aufgewendete Zeit ist als Arbeitszeit zu betrachten, ebenso die für die Fortbildung 
selbst aufgewandte Zeit. Zusätzlich zu diesen rein fachbezogenen Kompetenzen sollte 
das Unternehmen ebenfalls Angebote für die weitere Entwicklung so genannter „Soft 
Skills“ ihrer Beschäftigten machen.  
 

4) Inhaltsstarker sozialer Dialog  

• Anhörung und Unterrichtung der Arbeitnehmer/-innen.  

• Verpflichtung der Arbeitgeber zur Stärkung der Strukturen von 
Kollektivverhandlungen. 
 

5) Starke Diversität am Arbeitsplatz  

• Pläne zur Verbesserung der Diversität in Unternehmen sollten beständig mit 
Beteiligung der Gewerkschaften und in noch zu bestimmenden zeitlichen Abständen 
entwickelt werden. Ein besonderer Schwerpunkt liegt hier auf der Erhöhung des 
Anteils von Frauen, die in diesem Sektor unterrepräsentiert sind.  

• Die Unternehmen sollen Pläne vorlegen, wie sie bestehende Ungleichheiten zwischen 
Männern und Frauen in enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften 
thematisieren und überwinden wollen. 

 
G. Die Vereinbarung soll eine Nichtrückschrittsklausel enthalten, die dafür sorgt, dass weder die 

Umsetzung noch die Anwendung der Vereinbarung einen triftigen Grund für eine 
Verringerung des für die Beschäftigten bereits geltenden grundsätzlichen Schutzes liefern 
darf. Das bedeutet, dass die Sozialpartner und/oder die Mitgliedstaaten die Umsetzung oder 
Anwendung der Vereinbarung oder der Richtlinie nicht als Vorwand benutzen dürfen, das 
bereits vor der Umsetzung der Rahmenvereinbarung vorhandene Schutzniveau zu senken. 
 

H. Die Vereinbarung soll eine Klausel enthalten, nach der die Mitgliedstaaten und die 
Sozialpartner die Möglichkeit haben, anspruchsvollere Bestimmungen beizubehalten oder 
einzuführen. Die Vereinbarung berührt nicht das Recht der Sozialpartner, auf geeigneter 
Ebene einschließlich der europäischen Ebene weitere Vereinbarungen zur Anpassung 
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und/oder Ergänzung dieser Vereinbarung zu schließen, die den besonderen Bedürfnissen der 
betroffenen Sozialpartner Rechnung tragen. 

 
I. Die Vereinbarung ist für die unterzeichnenden Parteien und ihre Mitglieder verbindlich und 

enthält eine Klausel über die wirksame Umsetzung, Überwachung und Weiterverfolgung der 
Vereinbarung auf nationaler und europäischer Ebene. Ziel der Gewerkschaften ist die 
Umsetzung dieser Vereinbarung durch Beschluss des Rates in Form einer Richtlinie auf 
Vorschlag der Kommission.  

 
J. Die Vereinbarung muss nationale Modelle der Arbeitsmärkte und industrieller 

Arbeitsbeziehungen sowie die Autonomie der Sozialpartner respektieren. Sofern die 
Sozialpartner zu einer gemeinsamen Vereinbarung kommen, ist vorzusehen, dass diese von 
den Sozialpartnern durch Kollektivverträge entsprechend den nationalen Gesetzen und 
Gepflogenheiten umgesetzt und angewendet wird. Die Vereinbarung soll eine Klausel 
enthalten, nach der die Mitgliedstaaten den Sozialpartnern ermöglichen, Kollektivverträge 
beizubehalten, zu verhandeln, abzuschließen und durchzusetzen, die die Bestimmungen 
dieser Vereinbarung oder Richtlinie anpassen und/oder ergänzen können, sofern die mit der 
Vereinbarung beabsichtigten Gesamtergebnisse weiterhin gewährleistet sind. 
 

 
VORSCHLAG FÜR EINE GEWERKSCHAFTSDELEGATION IM VERHANDLUNGSTEAM 
 

Nationale Gewerkschaftsverbände in den 
Mitgliedstaaten und im EWR 

10, davon 

• 5 aus EGÖD-Mitgliedsorganisationen 

• 5 aus industriAll Europe-
Mitgliedsorganisationen 

 
Die Delegation sollte die Beschäftigtenzahlen 
im Gassektor berücksichtigen (siehe Eurofund-
Studie hier) und hinsichtlich der Beteiligung von 
Männern und Frauen sowie der Regionen 
ausgewogen besetzt sein.   
 
1 Vertreter/-in pro Land maximal  
 

Sekretariate 4, davon 

• 2 vom EGÖD 

• 2 von industriAll Europe 

  

https://www.eurofound.europa.eu/publications/report/2022/representativeness-of-the-european-social-partner-organisations-gas-sector

